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” 
TROJA war die berühmteste 
Stadt der griechischen Sa- 
genwelt. Nach Homer kam es 
zum trojanischen Krieg, nach- 
dem der trojanische Prinz Pa- 
ris die schöne Helena entführt 
hatte. Eine vereinigte Streit- 
macht der Griechen mit Odys- 
seus und Achilles belagerte 
die Stadt lange vergeblich. 
Im 10. Kriegsjahr, das in Ho- 
mers »llias« geschildert wird, 
bringt eine List des Odysseus 
die Entscheidung. Er täuschte 
eine Freundschaftsgeste vor 
und schenkte den Trojanern 
unter Hector ein großes höl- 
zernes Pferd. 
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Die Tore wurden geöffnet und 
das Pferd in die Stadt geholt. 
Nachts entstiegen dem Pferd 
30 griechische Kämpfer, die 
den Belagerern alle Tore öff- 
neten. 


Troja war verloren und wurde 
gänzlich zerstört. 


Erinnert das nicht ganz aktu- 
ell an den heutigen »Deal« 
(nomen est omen!) mit Herrn 
Erdoğan? 

Es wird immer verrückter, und 
demnächst noch mehr, wenn 
unsere liebe Angela Merkel 
den Türken die Visa-Freiheit 
verschafft. 


Erdogans 
trojanisches 


3,5 Millionen dort drangsalier- 
te, verfolgte und bombardierte 
Kurden warten schon darauf, 
denn dann können sie ja dem 
Schwert ihres »Sultans« visa- 
frei entfliehen und haben dann 
als »Verfolgte« hier tatsächlich 
ein Asylrecht, denn sie kom- 
men dann ja nicht über ein si- 
cheres Drittland, sondern per 
Flugzeug direkt aus Ankara, 
zur großen Freude des Herrn 
Erdoğan. Er ist sie endlich los 
und der Bürgerkrieg zwischen 
Biotürken und Biokurden kann 
fröhlich auf unseren Straßen 
ausgefochten werden ...! 
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Das offene Wort 


Wahrheit - Klarheit — Offen- 
heit: Nach diesem unserem 
Motto wollten wir in dieser UN 
ein offizielles Dokument mit 
Kopfleiste und Unterschriften 
des sogenannten »EU-Tür- 
kei-Flüchtlingsabkommens« 
einschließlich einer offiziellen 
Fassung in deutscher Spra- 
che schwarz auf weiß ab- 
drucken. 


Anfragen in Berlin, Anrufe 
in Brüssel und Luxemburg, 
Durchforstung des Internets 
— alle Mühen waren vergeb- 
lich. Zu dem »Abkommen«, 
bezeichnenderweise meist 
als »Deal« bezeichnet, was 
auf gut deutsch als Kuhhan- 
del zu werten ist, gibt es ein 
solches Dokument nicht. 


In Pressemitteilungen, Stel- 
lungnahmen und einer Fül- 
le von Zeitungsartikeln wird 
über den »Deal« berichtet, 
aber wer über was und wel- 
chen Wortlaut abzustimmen 
hat, bleibt im Dunkeln. 


Für den türkischen Präsi- 
denten Erdoğan geht es vor 
allem um die Aufhebung der 
Visumpflicht — alles andere 
scheint Schaumschlägerei 
und Geldschneiderei zu sein. 


Preben Aamann als »Spre- 
cher des Präsidenten des 
Europäischen Rates« erklär- 
te in einer Mitteilung unter der 
Kopfleiste »Rat der Europä- 
ischen Union« am 18.3.2016, 
die Visumpflicht solle bis spä- 
testens Ende Juni 2016 auf- 
gehoben werden, sofern die 
Türkei alle »Benchmarks« 
erfüllen würde. Man liest, daß 
es 72 solcher »Benchmarks« 
(Bedingungen) gäbe, wovon 
die Türkei bisher erst 61 er- 
füllt habe. Was die sind und 
wer die beurteilt, fragen Sie, 
liebe Leser, bitte Ihre Bun- 
destagsabgeordneten! 


Ihre Sabine Möller 


www.un-nachrichten.de 
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Kurdischer Befreiungskampf 


 Kurdische 


Nach der Niederlage des Osma- 
nischen Reiches im Ersten Welt- 
krieg sprachen die Siegermäch- 
te den Kurden das Recht auf 
Selbstbestimmung zu. 


Mit dem Versprechen, eine »Re- 
gierung beider Völker« zu bilden, 
konnte Mustafa Kemal Atatürk 
die kurdischen Stammesfüh- 
rer und Scheichs dennoch dazu 
bewegen, ihn im türkischen Be- 
freiungskampf gegen die Besat- 
zungstruppen zu unterstützen. 


Nachdem dieser gewonnen wur- 
de, blieben von diesem Verspre- 
chen nichts als hohle Worte. 


Atatürk setzte die Politik »ein 
Staat, eine Nation, eine Sprache, 
eine Identität« durch und nahm 
Konflikte mit den Kurden billigend 
in Kauf. 


Eine Reihe kurdischer Aufstände 
wurde zwischen 1923 und 1938 
von der überlegenen türkischen 
Armee blutig niedergeschlagen. 


1945 wurde die kurdische Na- 
tionalkleidung verboten, ebenso 
der Gebrauch der Sprache in der 
Öffentlichkeit. 1967 erfolgte ein 
erneutes offizielles Verbot von 
kurdischer Sprache, kurdischer 
Musik, kurdischer Literatur und 
Zeitungen. 

Nach dem Beginn des bewaff- 
neten Kampfes der PKK 1984 
gegen den türkischen Staat 
verschlechterte sich die Situati- 
on der Kurden im Südosten der 
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lungsgebiete innerhalb der Türkei. 


Türkei. Über ein Jahrzehnt galt 
in den betroffenen Provinzen der 
Ausnahmezustand. Der Krieg 
dauerte bis 1999, als Abdullah 
Öcalan verhaftet wurde. 


Im Zuge der Beitrittsverhandlun- 
gen der Türkei mit der EU muß- 
ten die Rechte der Minderheiten 
in der Türkei verbessert werden. 
2013 begann zwischen der PKK 
und der türkischen Regierung ein 
Friedensprozeß, der jedoch nicht 
lange anhielt. 


Der türkischen Regierung wird 
vorgeworfen, den Islamischen 
Staat (auch im Kampf gegen die 
Kurden in Syrien) zu unterstüt- 
zen. 


Seit 2015 wird das Militär wieder 
gegen die Kurden und die PKK 
eingesetzt, während kurdische 
Kämpfer Bombenanschläge auf 
türkische Polizisten und Einrich- 
tungen verüben. 


Seit den Verhandlungen über den 
sogenannten »EU-Türkei-Deal« 
sieht sich der türkische Präsident 
Recep Tayyip Erdoğan in seiner 
Politik gegenüber den Kurden 
bestätigt. 


Ein Frieden rückt in immer wei- 
tere Ferne, erst recht das von 
den Siegermächten des Ersten 
Weltkrieges einst versprochene 
Recht auf Selbstbestimmung, 
welches eigentlich jedem Volk 
zustehen sollte. 
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Fremder Krieg 
auf unseren Straßen 


Aus dem Programm der kurdi- 
schen PKK: »Ein drittes Charak- 
teristikum dieser Revolution ist, 
daß sie auf dem Weg über die 
Mobilisierung der breiten Kräfte 
des Volkes über einen langan- 
dauernden Kampf siegen wird 
[...] Die Methoden des Kampfes 
basieren notwendig in weitem 
Umfang auf Gewalt.« 

Eine Chronik aus 30 Tagen (Aus- 
zug).: 

28.3.2016, Aschaffenburg: Mit 
Steinen und Feuerwerkskörpern 
haben Kurden eine türkische 
Demonstration in Aschaffenburg 
angegriffen. Bis in die frühen 
Morgenstunden war die Polizei 
mit »starken Einsatzkräften« im 
Einsatz. Ein Polizeibeamter wur- 
de verletzt. 


ZUM NACHDENKEN: 


»Wir wollen nicht, daß 
der türkisch-kurdische 
Konflikt auf deutschem 
Boden ausgetragen 


wird. Das ist einfach 
unerträglich und eine 
Zumutung für unser 
Land.« 


Joachim Herrmann (CSU), bayeri- 
scher Innenminister, 28.3.2016 


ALLE AB IN DIE TÜRKEI! 


9.4.2016, Duisburg: Mit Ver- 
letzten und Festnahmen ist eine 
Demonstration von Kurden in 
Duisburg-Hochfeld zu Ende ge- 
gangen. Während der Demon- 
stration flogen Flaschen und Stei- 
ne auf türkische Wohnhäuser. 
Anschließend wurden Polizisten 
von den Demonstranten ange- 
griffen. Die Bilanz: ein verletzter 
Polizist, verletzte Demonstranten 
und zahlreiche Festnahmen. 


10.4.2016, Köln/Hamburg/Stutt- 
gart: In mehreren deutschen 
Städten gab es türkische Demon- 
strationen mit kurdischen Ge- 
gendemonstrationen, jeweils mit 
mehreren hundert Teilnehmern. 
In Hamburg war der Einsatz von 
1.300 Polizeibeamten nötig. In 
Stuttgart waren mehrere hundert 
Polizeibeamte vor Ort und ein 
Helikopter kreiste über der Stadt. 
Dort flogen Steine und Böller. 
Zwei Polizisten wurden verletzt. 


21.4.2016, Ludwigsburg: Rund 
20 Kurden gingen mit Baseball- 
schlägern und Messern auf zwei 
Türken los. Dabei wurde einer 
der Türken mit Schlägen und Sti- 
chen lebensgefährlich verletzt. 
Deutschland ist bereits das neue 
Schlachtfeld für türkisch-kurdi- 
sche Konflikte geworden. »Eine 
Zumutung für unser Land.« 


www.fb.com/UN.Nachrichten 
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Polizei warnt 
vor Anschlägen 


Die Polizei warnt vor kurdi- 
schen Anschlägen gegen 
türkische Einrichtungen, 
Vereine und Unternehmen 
in Deutschland. Das geht 
aus einer mit »/S — Nur für 
den Dienstgebrauch« mar- 
kierten Bewertung des Lan- 
deskriminalamts Berlin vom 
15.9.2015 hervor: 


»Aufgrund der bundesweiten 
Erkenntnisse bleiben Strafta- 
ten zum Nachteil staatlicher 
Einrichtungen wie Türkisches 
Generalkonsulat und Bot- 
schaft sowie kultureller und 
gewerblicher Einrichtungen 
(Reisebüros, Banken, Kultur- 
vereine, Restaurants etc.) in 
Form von medienwirksamen 
Besetzungen, Sachbeschä- 
digungen und Brandstiftun- 
gen wahrscheinlich.« 


»Entsprechend bereits fest- 
gestellter Beiträge in sozi- 
alen Netzwerken (Facebook) 
wächst auch in Deutschland 
in Teilen der PKK-Anhänger- 
schaft die Bereitschaft, auch 
in Deutschland militante di- 
rekte Aktionen zum Nachteil 
türkischer Interessen und 
Einrichtungen als legitime 
Protestform einzubeziehen.« 


Soweit die Feststellung des 
Berliner LKA. Trotz dieser 
Warnungen wird die Visafrei- 
heit mit der Türkei vereinbart. 
Das heißt, künftig können die 
blutigen Einsätze des tür- 
kischen Militärs gegen die 
kurdische Minderheit in der 
Türkei eine Fluchtwelle nach 
Europa auslösen. Mit dieser 
werden die innertürkischen 
Probleme einfach nach 
Deutschland exportiert. 


Der Krieg in deutschen 
Städten ist vorprogram- 
miert. Zum Wohle des deut- 
schen Volkes? 
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Zig Millionen Flüchtlinge nach Europa? 


Cui bono? 


Ist die sogenannte »Flüchtlings- 
krise« vielleicht von einigen 
Wirtschaftslobbyisten und deren 
willigen Helfern in der Politik her- 
beigesehnt, vielleicht sogar mit 
verursacht worden? 


Dies könnte man meinen, wenn 
man die Aussage des EU-Kom- 
missars für Migration, Inneres 
und Bürgerschaft, Dimitris Avra- 
mopoulos, hört oder liest. 


»In den nächsten zwei Jahr- 
zehnten werden mehr als 70 
Millionen Migranten nötig 
sein«, äußerte sich der Kommis- 
sar am 3.12.2015 vor derm EU- 
Ausschuß der Regionen (AdR) 
und verwies auf die alte Leier von 
der demographischen Entwick- 
lung. 

Daß diese nicht durch Zuwande- 
rung zu lösen ist, sollte jeder klar 
denkende Mensch sich selbst 
ausrechnen können. Arbeitskräf- 
te werden bei immer weiter fort- 
schreitender Technologisierung 
immer weniger benötigt, mehr 
oder weniger »billige« Waren 
überschwemmen vom anderen 
Ende der Welt den europäischen 
Markt - zu Preisen, mit denen eu- 
ropäische Löhne nicht mithalten 
können. 


Brauchen wir die Zuwanderer 
etwa, um später die Renten be- 
zahlen zu können? Das wäre eine 
Milchmädchenrechnung, denn 
auch diese Menschen haben ir- 
gendwann einen Anspruch auf 
Rentenleistungen, wenn sie denn 
überhaupt als »Fachkräfte« in die 
Sozialkassen einzahlen werden. 


Die meisten werden wohl auf So- 
zialleistungen des Staates ange- 
wiesen sein, im dem sie sich auf- 
halten, und an diesen Leistungen 
mangelt es gerade in Deutsch- 
land nicht. 


Allein 6,7 Millionen Menschen 
in Deutschland beziehen Ar- 
beitslosengeld, »Hartz IV« oder 
Sozialgeld, dazu kommen noch 


rund eine Million Empfänger von 
Grundsicherung. Zu diesen wer- 
den sich die nicht arbeitswilligen 
oder -unfähigen »Zuwanderer« 
gesellen. 


Wozu brauchen »wir« also die 
70 Millionen Migranten wirklich? 
Eine Antwort darauf wäre speku- 
lativ, aber nützen werden diese 
einzig und allein der Wirtschaft. 
Nicht dem Klempner oder Kondi- 
tor von nebenan, sondern denje- 
nigen Unternehmen/Konzernen, 
die mit nicht- oder geringqualifi- 
zierten »Arbeitssklaven« Gewin- 
ne erwirtschaften. Je höher die 
Nachfrage, desto geringer die 
Löhne, um so höher die »Auf- 
stockung« durch öffentliche Lei- 
stungen, um so höher aber auch 
der Gewinn für den Unterneh- 
mer. 


Was für ein Zufall, daß qua- 
si vor Europas Haustür Bür- 
gerkriege angezettelt und die 
Menschen zur Flucht nach Eu- 
ropa ermuntert werden. 


Aber das ist längst noch nicht al- 
les. 


Der Wirtschaftswissenschaftler 
und Soziologe Professor Dr. Dr. 
Gunnar Heinsohn rechnet mit 
ganz anderen Zahlen. Laut Anga- 
ben der UNO werde sich die Ein- 
wohnerzahl Afrikas in den näch- 
sten 35 Jahren auf 2,4 Milliarden 
Menschen verdoppeln. Davon 
werden sich, so Heinsohn, rund 
950 Millionen Menschen auf den 
Weg nach Norden machen, um 
den dauernden Bürgerkriegen 
oder der anhaltenden Dürre und 
Hungersnot zu entkommen. 


Heinsohn verweist auch darauf, 
daß bei Zuwanderung künf- 
tig »nicht nach Wunsch oder 
Not, sondern nach Talent ent- 
schieden« werden darf. Eine 
Meinung, die in Australien oder 
Kanada bereits praktiziert wird, 
die aber auch an längst vergan- 
gengeglaubte Kolonialzeiten und 
den Sklavenhandel erinnert. Wie 
sollen sich afrikanische Länder 


WEM NUTZT ES? 


selbst helfen, wenn die fähige 
Elite verschwindet? 


Daß dies keine Zukunftsvorstel- 
lungen sind, zeigt sich bereits 
heute. 


»Hundertausende 
Afrikaner warten an den 
Küsten des Mittelmeers 
darauf, Richtung Norden 


überzusetzen. Je 
besser das Wetter wird, 
desto mehr werden die 
gefährlich Reise wagen.« 


DER SPIEGEL, Ausgabe 17/2016 


Vom 1.1. bis 2.5.2016 erreichten 
28.598 Menschen Italien über 
das Mittelmeer. Diese Menschen 
kommen meist nicht aus Syrien, 
wie uns das die »Meinungsma- 
cher« in Presse und Rundfunk 
gerne glauben lassen möchten. 
Eine entsprechende Übersicht 
veröffentlichte der »Hohe Kom- 
missar der Vereinten Nationen 
für Menschenrechte« (UNHCR) 
im Internet: 


Top-10 nationalities represent984% ofie sea arıwala 
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Quelle: UNHCR Refugees/Migrants 
Emergency Response - Italy (Ausschnitt) 


Interessant sind hier auch die de- 
mographischen Daten: 74 Pro- 
zent aller angekommenen Per- 
son waren Männer, 10 Prozent 
Frauen und 16 Prozent Kinder. 
Von letzteren waren 87,5 Pro- 
zent »unbegleitete minderjährige 
Flüchtlinge«. 
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Foto nur in der gedruckten 


Ausgabe verfügbar. 
Bestellmöglichkeit auf Seite 12 


Die späte Rache des Erich Honnecker? Seine einstige FDJ-Sekretärin: »Wir 
haben wahrlich keinen Rechtsanspruch auf Demokratie und soziale Marktwirt- 


schaft auf alle Ewigkeit.« 


Auf dem 


Weg in eine Diktatur? 


Seit vielen Jahren gibt es jährlich 
neue Umfragen, ob die Bevölke- 
rung Deutschlands zu wichtigen 
politischen Fragen Volksent- 
scheide wünscht. Nicht selten lag 
die Rate der Befürworter bei 80 
Prozent. Das Volk fühlt sich igno- 
riert, denn es geschieht nichts. 


»Mehr als 60 Prozent bezweifeln 
Demokratie in Deutschland«, so 
betitelte Die Zeit im vergangenen 
Jahr ihren Bericht zu einer Stu- 
die, die das Unbehagen des Vol- 
kes in Deutschland deutlich zum 
Ausdruck bringt. 


»Die Mehrheit der Deutschen 
hegt einer Studie zufolge Unbe- 
hagen gegenüber der derzeitigen 
Staatsform. Mehr als ein Vier- 
tel wähnt das Land gar auf dem 
Weg in eine Diktatur.« 


Hatten kurz nach der Vereinigung 
der beiden deutschen Teilstaaten 
noch 77,3 Prozent der Wähler 
für die großen Parteien CDU/ 
CSU und SPD gestimmt, so sind 
es nach aktuellen Umfragen nur 
noch knapp über 50 Prozent - 
Tendenz weiter fallend. Die Ent- 
fremdung zwischen Volk und Po- 
litik wächst unaufhaltsam. 


DAS VERTRAUEN SINKT 


Die Menschen auf der Straße 
haben das Gefühl, nicht mehr 
gehört zu werden und keinen 
Einfluß mehr auf politische Ent- 
scheidungen zu haben, kein Mit- 
spracherecht also. 


Auch ein wesentlicher Bestand- 
teil der Demokratie, die Parteien, 
verlieren extrem an Bedeutung. 
Nur 23 Prozent der Deutschen 
vertrauen ihnen noch, schlechte- 
re Werte haben nur Banken, Ma- 
nager und Werbeagenturen. 


Dabei steht im Grundgesetz: 
»Die Parteien wirken bei der po- 
litischen Willensbildung des Vol- 
kes mit« (Artikel 21). 


Während der Verfassungsschutz 
akribisch nach Staatsfeinden in 
Deutschland bei oppositionel- 
len Parteien sucht, wäre es rat- 
sam, die Blickrichtung zu ändern. 
Denn, so Burkhard Hirsch (FDP), 
Ex-Innenminister NRW: 


»Unser Rechtsstaat kann von 
Extremisten bekämpft und von 
Terroristen angegriffen wer- 
den. Gefährdet werden kann er 
nur von denen, denen er anver- 
traut ist.« 


www.fb.com/UN. Nachrichten 
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Abschaffung der 
Demokratie in 
Deutschland nur 
eine Frage der Zeit? 


»Denn wir haben wahrlich 
keinen Rechtsanspruch 
auf Demokratie und so- 
ziale Marktwirtschaft auf 
alle Ewigkeit.« 

Angela Merkel (CDU) in Ihrer 


Rede am 16.6.2005 zum 60-jäh- 
rigen Bestehen der CDU. 


»Diejenigen die ent- 
scheiden sind nicht ge- 
wählt und diejenigen die 
gewählt wurden haben 
nichts zu entscheiden.« 


Horst Seehofer (CSU) 
am 20.5.2010 in der ARD. 


»Die Demokratie ist mit 
unsäglichen Geburtsfeh- 
lern belastet, die unbe- 
hebbar sind. Zum Beispiel 
mit dem Geburtsfehler, 
daß nicht derjenige recht 
kriegt, der recht hat, son- 
dern daß derjenige recht 
kriegt und Recht setzen 
kann, der die Mehrheit 


hat.« 
Helmut Schmidt, 
Bundeskanzler a.D., 1978 


»Die Demokratisierung 
der Gesellschaft ist der 
Beginn der Anarchie, das 
Ende der wahren Demo- 
kratie. Wenn die Demo- 
kratisierung weit genug 
fortgeschritten ist, dann 
endet sie im kommunisti- 
schen Zwangsstaat.« 
Franz-Josef Strauß, 1978 


»Wir in Deutschland sind 
seit dem 8. Mai 1945 zu 
keinem Zeitpunkt mehr 
voll souverän gewesen.« 
Wolfgang Schäuble, 2011 
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Deutsche Meinungsmacher 
in transatlantischen Netzwerken 


Er hält sie nicht für 
gekauft und nicht 
für gleichgeschaltet 


Uwe Krüger 


MAINSTREAM 


der Welt« ein, die 
Bundespräsident 
Joachim Gauck im 


im Auftrag der Bun- 
desregierung. Sie 
sollen auch keine 
Lügenjournalisten 
sein. Aber dem me- 
dienkritischen Wis- 
senschaftler und 
Diplom-Journalisten 
Dr. Uwe Krüger (Uni- 
versität Leipzig) ist 


Warum wii 
den Medien nicht 
mehr trauen 


Jahr 2014 auf der 
Münchner Sicher- 
heitskonferenz hielt. 


Bittner feierte in Die 
Zeit diese Rede ge- 
meinsam mit seinem 
Kollegen Matthias 
Naß. Erst nach spä- 
teren Enthüllungen 
legte Die Zeit offen, 


aufgefallen, daß un- 
gewöhnlich viele »Al- 
pha-Journalisten« 
der deutschen Mas- 
senmedien in pro-amerikanischen 
Organisationen eingebunden 
sind. In seinem aktuellen Buch 
»Mainstream« erklärt uns Krü- 
ger, »warum wir den Medien nicht 
mehr trauen«. 


»Alpha-Journalisten« sind laut 
Krüger diejenigen Meinungsma- 
cher, die Zugang zu höchsten 
Kreisen in Wirtschaft und Politik 
haben und für meinungsmachen- 
de Leitmedien schreiben oder die- 
se mitbestimmen. Hier hat Krüger 
einen erstaunlichen Gleichklang 
ausgemacht, wenn es darum 
geht, den Zeitungslesern eine 
bundesdeutsche Politik zu ver- 
kaufen, die vor allem einem dient: 
Uncle Sam! 

Beispiele: 

Jochen Bittner (Die Zeit) ar- 
beitete im Auftrag des »German 
Marshall Fund of the United Sta- 
tes« und der »Berliner Stiftung 
für Wissenschaft und Politik« an 
dem Projekt »Neue Macht — neue 
Verantwortung« mit. Die Projekt- 
gruppe arbeitete eine außenpo- 
litische Strategie heraus, wie die 
Bundesrepublik in Zukunft durch 
Militäreinsätze im Ausland in- 
ternationale Politik mitgestalten 
solle. Die Ergebnisse flossen in 
die Rede »Deutschlands Rolle in 


Mainstream : warum wir den 
Medien nicht mehr trauen / 
Uwe Krüger, Verlag C.H. Beck, 
2016, ISBN: 3406688519 


daß Bittner das neue 
Sicherheitskonzept, 
das er als Journalist 
feierte, zuvor selbst 
mit geplant hatte. Chef des »Ger- 
man Marshall Fund« in Was- 
hington war damals Thomas 
Kleine-Brockhoff, zuvor Was- 
hington-Korrespondent von Die 
Zeit, danach im Planungsstab von 
Bundespräsident Gauck. Kleine- 
Brockhoff hatte die Pro-Militärein- 
satzstudie laut Uwe Krüger direkt 
aus Washington bestellt. 


An dem Projekt »Neue Macht - 
neue Verantwortung« nahm als 
einziger Journalist neben Jochen 
Bittner noch Nikolas Busse von 
der F.A.Z. teil. Dieser war zunächst 
NATO- und EU-Korrespondent in 
Brüssel und stieg zum Ressortllei- 
ter Außenpolitik auf. 


Busse wirkte laut Krüger zur Zeit 
des Irakkrieges 2003 an einem 
Arbeitsstab mit, den der dama- 
lige Verteidigungsminister Ru- 
dolf Scharping (SPD) eingesetzt 
hatte. Der Arbeitsstab sollte die 
Problematik der Verseuchung 
von Kampfgebieten durch pan- 
zerbrechende Uranmunition der 
USA und der Bundeswehr unter- 
suchen. Der Stab gab natürlich 
Entwarnung. 


Der Leiter des Arbeitsstabes Uran- 
munition, der den US-Amerika- 
nern die Absolution erteilte: Theo 
Sommer, langjähriger Chefredak- 


teur und Herausgeber von Die 
Zeit. Sommer war zu seiner be- 
ruflichen Hochzeit für den »Ger- 
man Marshall Fund of the United 
States« tätig, Mitglied der »Trila- 
teralen Kommission« und saß von 
1975 bis 1989 im Lenkungsaus- 
schuß der Bilderberg-Konferenz. 
Sein Sitz ging im Jahr 2012 dann 
an den bereits erwähnten Journa- 
listen Matthias Naß (Die Zeit). 


Dann wäre da noch Klaus-Peter 
Frankenberger, Ressortleiter Au- 
Renpolitik bei der F.A.Z., Mitglied 
der »Trilateralen Kommission« bis 
2015, Direktoriumsmitglied des 
» Instituts für Europäische Politik«, 
welches die europäische Integra- 
tion vorantreiben will, Beirat des 
Vereins »Atlantische Initiative« 
(zur Verständigung USA-BRD), 
Beirat der »Bundesakademie für 
Sicherheitspolitik« des Bundes- 
verteidigungsministeriums (bis 
2015). 

Peter Frey, heute ZDF-Chefre- 
dakteur, saß ebenfalls im zuvor 
erwähnten Beirat. In diesem Bei- 
rat sitzt z.Zt. Stefan Kornelius, 
Ressortleiter Außenpolitik der 
Süddeutschen Zeitung. Kornelius 
war auch Präsidiumsmitglied der 
pro-amerikanischen »Deutschen 
Atlantischen Gesellschaft« und ist 
Mitglied der exklusiven »Atlantik- 
Brücke«. 


Kai Diekmann, Gesamtheraus- 
geber sowie von 2001 bis 2015 
Chefredakteur der Bild-Zeitung, 
ist Vorstandsmitglied der »Atlan- 
tik-Brücke«. 


Führende Journalisten, die die 
Politik eigentlich kontrollieren und 
kritisieren sollten, mischen als Be- 
teiligte selbst in diesen politischen 
Kreisen mit. Uwe Krüger hat mit 
diesem kleinen Ausschnitt inner- 
halb seines Buches mit Sicher- 
heit nur die Spitze des Eisberges 
offengelegt, was die Kumpanei 
zwischen Presse und der »politi- 
schen Elite« betrifft. 


DIE RIEGE DER EINFLÜSTERER 
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Identitätsvernichter auf der Zielgeraden? 


Für ihn sind sie »die Bleibenden«, 
die, die Deutschland verändert 
haben und noch weiter verän- 
dern werden. Der Soziologe und 
taz-Redakteur Christian Jakob 
feiert Flüchtlinge und den Aus- 
länderzuzug als Maßnahme, die 
Deutschen als Gemeinschaft der 
Deutschstämmigen aufzulösen. 


Eine geschlossene nationale 
Identität? »...die wird es nicht 
mehr geben«, schreibt Jakob in 
Aus Politik und Zeitgeschichte 
(APUZ, Ausgabe 14-15/2016). 


Vorbei sei der Konsens aus den 
90er Jahren, daß Deutschland 
kein Einwanderungsland sei. Un- 
ser Land habe »Migration und Mi- 
granten letztlich akzeptiert«. »Es 
wird nicht mehr darum gestritten, 
ob Menschen ins Land kommen, 
sondern nur noch darum, wie vie- 
le, welche und mit welcher Ge- 
schwindigkeit. [...] Medien sind 
auf Pro-Migrationslinie, Flücht- 
lingssolidarität ist eine breite so- 
ziale Bewegung.« 


Flüchtlingsinitiativen würden 
heutzutage mit Anfragen von 
Theatern, Journalisten, Firmen, 
Studenten, Werbeagenturen usw. 
bestürmt, die mit und für Flücht- 
linge tätig werden möchten, daß 
sie die Anfragen nicht einmal alle 
beantworten könnten. Spenden- 
gelder würden an Flüchtlings- 


»Die Demokratie ist 
nur der Zug, auf den 
wir aufsteigen, bis 
wir am Ziel sind. Die 
Moscheen sind un- 
sere Kasernen, die 


Minarette unsere 
Bajonette, die Kup- 
pein unsere Helme 
und die Gläubigen 


unsere Soldaten.« 
Recep Tayyip Erdogan, 1998 


selbsthilfevereine im sechsstelli- 
gen Bereich fließen, so daß diese 
nicht wüßten, wie so viele Gelder 
zu verwalten seien. 


Wie konnte es 
dazu kommen? 


Ab dem Jahre 1994 hätte die 
»Flüchtlingscommunity« begon- 
nen, sich Teilhabe und Rechte 
in Deutschland zu erkämpfen. 
Insbesondere iranische Flücht- 
linge hätten ihre »Protestkultur 
aus dem Kampf gegen die Mul- 
lahs mit in die fränkischen Sam- 
melunterkünfte gebracht.« Ihre 
Kompromißlosigkeit, ihre Bereit- 
schaft zur Selbstzerstörung durch 
lebensgefährliche Durststreiks 
hätten über Nordbayern hinaus 
auf die ganze »Flüchtlingssze- 
ne« Wirkung gehabt. Bis Ende 
2014 seien Flüchtlingsproteste 
gewachsen und hätten sich radi- 
kalisiert. 


Die Einwanderer 
besetzen die 
Schaltstellen 


Laut Christian Jakob seien es 
die Nachkommen der Flücht- 
linge aus den 90er Jahren, die 
es über Bildung und zivilgesell- 
schaftliche Kontakte geschafft 
hätten, »in wichtige gesellschaft- 
liche Schaltstellen wie Wissen- 
schaft, Politik, Journalismus und 
Kunst« zu drängen. Nun säßen 
sie in »Talkshows«, seien Abge- 
ordnete und Nachrichtenspre- 
cher. Der linke Soziologe Jakob 
macht keinen Hehl daraus: Die- 
ser »postmigrantische« Einfluß 
auf die Gesellschaft formt die 
heutige »Refugee-Welcome«- 
Kultur in Deutschland mit. Die 
»Postmigranten«, »die Bleiben- 
den« bereiten den Weg zu einem 
Deutschland ohne geschlossene 
Identität. 

Nicht ohne Genugtuung blickt Ja- 
kob in seinem Beitrag wie andere 
Volksverächter und Multikulti-Pre- 
diger herab auf »die „besorgten 


HINTERGRÜNDIGES 


Bürger“ und ihre Kumpanen aus 
dem Nazi-Milieu, Pegida und an- 
dere Parteiverdrossene, Neue 
Rechte und AfD, NPD und Auto- 
nome Kameradschaften [...] Was 
sie wollen, ist eine geschlossene 
nationale Identität. Doch die wird 
es nicht mehr geben. Migration ist 
ein Angriff auf diese anachronisti- 
sche Vorstellung.« Die Flüchtlin- 
ge »sollten gehen, aber sie sind 
geblieben. [...] Und damit haben 
sie die Zeit, in der „nur deutsch 
sein kann, wer deutschstämmig 
ist“, beendet.« 


Angriff? Radikaler Protest? Das 
Ende der Deutschen als Gemein- 
schaft der Deutschstämmigen, 
herbeigeführt durch die Einwan- 
derer selbst? Unverblümter, offe- 
ner und radikaler kann ein linker 
Journalist nicht auf den Punkt 
bringen, warum die antideutsche 
Gutmenschen-Schickeria die 
Einwanderung um jeden Preis 
will. 


Kein Wunder, daß sich diese 
Identitätsvernichter auf der Ziel- 
geraden wähnen. Werden doch 
Artikel wie der von Christian Ja- 
kob über die Bundeszentrale für 
politische Bildung publiziert und 
finanziert, also mit dem Steuer- 
geld jener Verachteten, die da 
abgeschafft werden sollen. 


Türkei-Deal: 
Deutschland zahlt 
127 Millionen 


Deutschland wird im Rahmen 
des Flüchtlingsabkommens 
der EU mit der Türkei in die- 
sem Jahr 127 Millionen Euro 
nach Ankara überweisen. 
Das Geld werde im dritten 
oder vierten Quartal fließen, 
sagte eine Sprecherin des 
Bundesfinanzministeriums 
am Montag in Berlin. Insge- 
samt liegt der deutsche Anteil 
bis 2019 demnach bei rund 
428 Millionen Euro. 


AFP, 25.04.2016 
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Soldaten der Bundeswehr während einer Übung zur Bekämpfung von Aufständen. 


- 
. 


Bundeswehreinsatz im Innern: 
Auf dem Weg in 
einen totalitären Staat? 


Das »Weißbuch 2016. Zur Si- 
cherheitspolitik und Zukunft der 
Bundeswehr« wird unter Feder- 
führung des Bundesministeriums 
der Verteidigung verfaßt und soll 
noch im Juni zur Verabschiedung 
ins Kabinett eingebracht werden. 


Im vorgelegten Entwurf des 
Weißbuches wird der Einsatz der 
Bundeswehr im Innern zum The- 
ma gemacht. 


Speziell soll die Bundeswehr 
damit zur Wahrung der inneren 
Sicherheit in Deutschland einge- 
setzt werden. Eine zeitliche Nähe 
zum aktuellen Wahlerfolg der AfD 
in einigen Bundesländern und der 
Tatsache, die SPIEGEL ONLINE 
am 6.2.2016 mit den Worten »vor 
allem die radikalen Ableger von 
Pegida und Co. bekommen im- 
mer mehr Zulauf« kommentiert, 
mag zufällig sein. 


Zudem fordern einige bundes- 
deutsche Politiker, daß AfD und 
PEGIDA vom Verfassungsschutz 
überwacht werden sollen, diese 
also als Gefahr für die innere Si- 
cherheit angesehen werden. 


Natürlich sind sie es nicht, aber 
bisherige Hetz-Kampagnen ge- 
gen sie blieben bislang ohne den 
gewünschten Erfolg. Da man po- 
litisch nichts mehr entgegenzu- 
setzen hat, wäre der Einsatz der 
Bundeswehr dann auch gegen 
oppositionelle Politiker und Akti- 
visten nicht unwahrscheinlich. 


Wie steht es derzeit 
um die Bundeswehr? 


Die Volksmeinung über die 
Bundeswehr wird von den eta- 
blierten Medien gesteuert. Die 
ungestrafte Bezeichnung von 
Soldaten als »Mörder« beispiels- 
weise wurde von diesen Medien 
genüßlich breitgetreten. Selbst 
einzelne Vorfälle innerhalb der 
Bundeswehr werden sofort auf- 
gebauscht. 


Mit Urteil vom 3.7.2012 hat das 
Bundesverfassungsgericht be- 
reits den Weg für Inlandseinsätze 
der Bundeswehr geebnet, wenn 
auch nur in engen Grenzen (vgl. 
dazu UN 9/2012). Nun aber sol- 
len auch diese Grenzen aufge- 
weicht werden. 
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Totalitarismus 
in Deutschland? 


Erinnern wir uns an das Jahr 
2007, als Schützenpanzer auf 
den Straßen beim G8-Gipfel in 
Heiligendamm patroullierten und 
Tornados im Tiefflug über De- 
monstranten hinwegflogen. Sol- 
che Bilder dürfen sich nicht wie- 
derholen! 


Die innere Sicherheit ist Sache 
der Polizei und nicht des Militärs. 
Die Polizei hat sich in Deutsch- 
land bereits mehrfach im Anti- 
Terror-Einsatz bewährt. 


Eine solche Vermischung der 
Befugnisse bedeutet Gefahren 
für eine Demokratie, denn durch 
die Trennung von Polizei und Mi- 
litär soll einem Machtmißbrauch 
durch das Militär vorgebeugt wer- 
den. 

Wer diese Gewaltenteilung 
zwischen Polizei und Militär 
ändern möchte, der beschwört 
einen totalitären Staat herauf. 


»Rechtsextreme« 
Bundeswehr? 


Sie schließen sich zwar nicht 
dem IS an, stehen aber beim 
MAD unter gleicher Beobach- 
tung: die »Rechtsextremen«, 
oder was man dafür hält. 


2015 wurden von den rund 
200 beobachteten Bundes- 
wehrangehörigen ganze vier 
als »enttarnte Rechtsextre- 
misten« aus dem Dienst ent- 
fernt. 


Zur Vorbeugung »rechtsex- 
tremistischer Umtriebe« ist 
eine Gesetzesänderung in 
Arbeit. Mit dem geplanten 
»Soldateneinstellungsüber- 
prüfungsgesetz« soll künftig 
ein Ableich der Bewerber mit 
den Datenbanken von Polizei 
und Geheimdiensten erlaubt 
und vorgeschrieben sein. 


Damit kann man auch poten- 
tielle »Störenfriede«, die nicht 
gegen das eigene Volk vorge- 
hen würden, ausschließen. 


GEGEN DEN »AUFSTAND« DER DEUTSCHEN? 
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USA: 100 Jahre »Freundschaft«? 


TE 


Als Christoph Kolumbus vor über 
500 Jahren Amerika entdeckte, 
bestand das Hauptinteresse der 
damaligen Großmächte Portugal, 
Spanien, Frankreich und England 
darin, diesen neu entdeckten Kon- 
tinent so umfassend wie möglich 
auszuplündern. 


Mit der bekannten Konsequenz 
und Skrupellosigkeit prägten ab 
dem 17. Jahrhundert die Englän- 
der vor allem die Gebiete, die wir 
als »Ostküste« bezeichnen. 


Aber auch im mittleren Westen 
waren die eingewanderten Briten, 
ob ihrer gnadenlosen Indianer- 
politik, also der Vertreibung und 
Vernichtung der angestammten 
Bevölkerung, sehr schnell erfolg- 
reich. 


Es folgten mehrere Einwande- 
rungswellen: Niederländer, Iren, 
Italiener und vor allem Deutsche. 


Während die Deutschen nach al- 
ter guter Sitte versuchten, ihren 
Lebensunterhalt mit ihrer Hände 
Arbeit zu bestreiten, kümmerten 
sich vor allem die Englischstäm- 
migen um die »wirklich wichtigen 
Dinge«. Diese waren, wie schon 
in der angestammten Heimat, vor 
allem Handel, Geld, Politik und In- 
terventionen — vorrangig in Latein- 
amerika. 


Dies alles muß man im Hinterkopf 
haben, wenn man die amerikani- 
sche Politik und deren Hintergrün- 
de verstehen will. 


US-amerikanische Paßkontrolle an der Grenze der besetzten Gebiete, 1919 


/ 


Weiterhin muß man unterschei- 
den zwischen »den Amerikanern« 
und der politischen Führung bzw. 
dem Wallstreetkapitalilsmus der 
»Ostküste«. 


Genau dort ist der Hort vieler un- 
seliger Konzepte und Doktrinen, 
die unsere Welt seit mehr als hun- 
dert Jahre in Kriege und ins Elend 
stürzt. 


England hat es viele hundert Jah- 
re vorgemacht, wie man durch 
Unfrieden stiften (»Balance of Po- 
wer«) seine Nachbarn in Kriege 
verwickelt, um selbst seine Macht 
zu behaupten. 


Diese Strategie haben die US- 
amerikanischen Eliten perfektio- 
niert und umgesetzt. 


Seit fast 100 Jahren mischen die 
USA aktiv in Europa mit, und zwar 
immer auf Seiten Englands und 
immer gegen Deutschland. 


Erst war es das deutsche Kaiser- 
reich, daß zur »Weltgefahr« wur- 
de und dann das Dritte Reich un- 
ter Hitler. 


Das Muster war und ist immer 
das gleiche: Die Völker Europas 
werden gegeneinander gehetzt, 
um letztendlich von diesem Elend 
wirtschaftlich und politisch zu pro- 
fitieren. 


Nicht erst 1945, sondern bereits 
nach dem Ersten Weltkrieg hat- 
ten wir amerikanische Truppen als 
Besatzer im Land. 


Seit 1945 sind wir gezwungener 
Maßen in der Pflicht, die USA als 
unseren Freund zu betrachten. 


Die unverbrüchliche Treue zu un- 
seren Freunden und Verbündeten 
der »westlichen Wertegemein- 
schaft« gehört zur Staatsräson 
der deutschen Bundesrepublik. 


Jede eigenständige Politik, z.B. 
um zu einem Ausgleich und zu 
einer engen Zusammenarbeit mit 
Rußland zu kommen, wird von der 
NATO und den USA torpediert. 


Nicht nur das: Auf Druck Obamas 
senden wir jetzt deutsche Solda- 
ten an die Westgrenzen Rußlands! 


Nicht genug damit, daß »der We- 
sten« die eigene Zusage einer 
Nichtausdehnung der NATO gen 
Osten nicht einhielt. Rußland wur- 
de und wird immer wieder gezielt 
provoziert, um so für die Zukunft 
bereits einen Schuldigen zu ha- 
ben. 


Die Ukraine ist ein trauriges Mu- 
sterbeispiel, wie Völker in Kriege 
hineingezogen werden. 

Egal wie oft Merkel und Co. die 
guten Beziehungen zwischen 
Deutschland und den USA noch 
herbeireden, wir sind so lange kein 
souveräner Staat, solange Besat- 
zertruppen, Atomwaffen und ame- 
rikanische Hauptquartiere sich auf 
deutschem Boden befinden. 


Freundschaft? Ja gerne, aber 
nicht um den Preis der Freiheit! 


Daher fordern wir immer wie- 
der: 


Keine deutschen 
Soldaten ins 
Ausland, keine 


ausländischen 
Soldaten in 
Deutschland! 


Diese Forderung ist als Aufkleber lieferbar. 


»GERMANY MUST PERISH!« - VERGESSEN? 
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Das »Maas« scheint voll 


Foto nur in der gedruckten 


Ausgabe verfügbar. 
Bestellmöglichkeit auf Seite 12 


Justizminister Heiko Maas (SPD), 
der bereits öffentlich bekundet hat, 
daß er Kritik an der Bundesregie- 
rung für »besorgniserregendk hält, 
durfte am 1. Mai in Zwickau erfah- 
ren, wie man in Sachsen über sei- 
ne Auffassung von Meinungsfrei- 
heit denkt. 


Maas, der auf der Maikundgebung 
der Gewerkschaft den erkrankten 
SPD-Chef Sigmar Gabriel vertrat, 
dürfte ein denkwürdiges Erlebnis 
gehabt haben: 


Kurz nachdem der Minister die 
Bühne auf dem Hauptmarkt be- 
treten hatte, setzte ein ohrenbe- 


L sebe Leser 


täubendes Pfeifkonzert ein. Für 
die etablierten Medien waren es 
»mutmaßliche Rechte« und »rech- 
te Pöbler«, die den Minister nicht 
nur nicht hören wollten, sondern 
es sogar wagten, in Sprechchören 
ihre Meinung kundzutun. 


»Volksverräter«, »Hau ab«, »Maas 
muß weg« oder »Wir sind das 
Volk«, tönte es Maas entgegen. 


Zu mehr kam es nicht. Trotzdem 
sprach der Minister abends im 
Fernsehen von »Terror«, den man 
nicht dulden dürfe. 


Der von Maas erwähnte »Terror« 
sah so aus, daß man medienwirk- 
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sam ein martialisches Polizeiauf- 
gebot vor der Bühne aufmarschie- 
ren ließ — völlig überflüssig, denn 
niemand wollte ihm an die Wä- 
sche. 


Nachdem er seine Rede mit Müh 
und Not zu Ende gebracht hatte, 
in der er die Demonstranten auch 
noch als »lächerlich« bezeichnete, 
weil sie Meinungsfreiheit forder- 
ten, aber andere Meinungen nie- 
derbrüllten, begab er sich zügig zu 
seiner gepanzerten Dienstlimousi- 
ne und flüchtete. 


Was Maas in Zwickau erlebte, war 
ein laues Lüftchen im Vergleich 
dazu, was selbsternannte »Anti- 
faschisten« mit Andersdenkenden 
anstellen. Deren Gewaltexzesse 
haben bisher noch kein kritisches 
Wort unseres Justizministers er- 
fahren. 


Die AfD-Vorsitzende Dr. Frauke 
Petry fand die passenden Worte 
an den beleidigten Maas: »Wäh- 
rend Maas in Zwickau vor ein paar 
Trillerpfeifen flieht, Demonstran- 
ten als Nazis beschimpft und auf 
Twitter dann jammert, hält er es 
wohl regelmäßig für in Ordnung, 
wenn gewaltbereite Antifa mit Ei- 
senstangen und Holzlatten Veran- 
staltungen der AfD zu verhindern 
versucht. « 


IJAHZ pr ival: 


Europas Völker müssen sich entscheiden! 


»Ein Volk kann viel verlieren und manche 
Katastrophe erleben, aber sich dennoch wie- 
der aufrichten. Verliert es aber seine Seele, 
so hat es alles verloren und erholt ich nicht 
wieder.« 


Die Eurotopia-Diktatur in Brüssel scheint auf 
dem besten Weg zu sein, Le Bon zu bestätigen. 
Wenn sie Richtlinien und Gesetze für verschie- 
denartigste Völker von Süditalien bis Finnland, 
von Andalusien bis Slowenien erläßt und alle 
zu etwas zwingt, was ihrer Wesensart fremd ist, 
kann das letztendlich nur mit Gewalt gegen den 
Willen der Völker durchgesetzt werden. 


Diese Weisheit verdanken wir dem Begrün- 
der der Massenpsychologie, Gustave Le Bon 
(1841-1931). 

Auch deswegen will man Abermillionen von 
Afrikanern importieren: Wenn es keine Völker- 
seelen mehr gibt, gibt es gegen die Völkerab- 
schaffung keinen Widerstand mehr! 


In seinem Buch »Psychologische Grundgeset- 
ze der Völkerentwicklung« erläuterte er, daß 
alle großen Reiche, die verschiedenartige Völ- 
ker vereinigen, nur durch Gewalt entstünden 
und dazu verurteilt seien, durch Gewalt unter- 
zugehen. 


Das zu verhindern, ist unsere Aufgabe und 
Pflicht! Ihe UN-Mitarbeiter 


IM FREUNDESKREIS 
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TTIP-Dokumente belegen: 


USA und EU führen »Kulturkampf« 


»Wir haben es jetzt schwarz auf 
weiß: Mit TTIP soll der Schutz der 
Menschen und der Umwelt hinter 
den Interessen von Unternehmen 
zurückgestellt werden«, kommen- 
tiert Greenpeace die jüngsten 
TTIP-Enthüllungen. 


Die bisher auf angeblichen Spe- 
kulationen beruhenden Sorgen, 
die EU-Kommission würde bei 
den Verhandlungen über das Frei- 
handelsabkommen europäische 
Standards gegenüber den USA 
nicht ausreichend vertreten, wird 
in den aktuell »aufgetauchten« 
Dokumenten bestätigt. 


Die Streichung der letzten Zöl- 
le der USA auf Autoimporte aus 
der EU wird wie befürchtet da- 
von abhängig gemacht, daß die 
EU-Kommission den heimischen 
Markt für amerikanische Landwirt- 
schaftsprodukte öffnet. 


Nun ist klar, daß es einen verein- 
fachten Export der starken euro- 
päischen Autoindustrie aus der 
EU nicht ohne die Einfuhr von US- 
Nahrungsmitteln geben wird. Die 


Wir bitten unsere Leser, Ihre Ko- 
stenbeiträge mit diesem Vordruck 
zu begleichen. Wenn Sie dies schon 


a A 
Mehrheit der Europäer, insbeson- 
dere die Mehrheit der Deutschen, 
möchte aber die gentechnisch 


manipulierten Agrarüberschüsse 
nicht auf ihren Tellern haben. 


Was den Konflikt um die Einfüh- 
rung möglicherweise riskanter 
Produkte und Forschungsmetho- 
den anbelangt, spricht die Süd- 
deutsche Zeitung von einem »Kul- 
turkampf«. 


Die USA halten zudem an den 
umstrittenen geheimen Schieds- 
gerichten und dem Investoren- 
schutz fest (vgl. dazu UN 5/2014). 
Jegliche Lockerung für mehr 
Transparenz blocken sie ab. Das 
wird schon Gründe haben, die im 


erledigt haben, ignorieren Sie diesen 
Vordruck bitte. Unsere Leser außer- 
halb der Bundesrepublik Deutschland 
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ureigenen Interesse der US-Wirt- 
schaft liegen. 


Auszüge aus dem Kapitel »tacti- 
cal state of play« (Verhandlungs- 
status) offenbaren überdies eine 
gezielte Desinformation der EU- 
Kommission gegenüber uns Bür- 
gern. Die Kommission hatte diese 
Unterlagen aufgrund der Kritik an 
den Geheimverhandlungen längst 
auszugsweise veröffentlicht. Die 
kritischen US-Positionen wurden 
seinerzeit aber gezielt unterschla- 
gen, was die jetzigen Enthüllun- 
gen beweisen. 

Der Vorsitzende des Handelsaus- 
schuß im Europaparlament, Bernd 
Lange, sagte dem RBB-Infora- 
dio: »Die Amerikaner bewegen 
sich null Komma null.« Der EU- 
Kommission bleibt daher nur das 
Standhaftbleiben oder die Beendi- 
gung der Verhandlungen, um eu- 
ropäische Interessen zu wahren. 
Die bisherige Kritikresistenz nach 
Gutsherrenart läßt aber leider 
nach wie vor allein den Schluß zu, 
daß wir am Ende von Brüssel ver- 
kauft und verraten werden. 


bitten wir, landesspezifische Vor- 
drucke zu verwenden. Diese erhalten 
Sie von Ihrer Hausbank. 


T ae = E agan nenn ae lee e E 


Konto-Nr. des Kontoinhabers | 
| | |i 
Name und Sitz des überweisenden Kreditinstituts BIC 


Angaben zum Zahlungsempfänger: Name, Vorname/Firma (max. 27 Stellen, bei maschineller Beschriftung max. 35 Stellen) 


Für Uberweisungen in 
Deutschland und 

in andere EU-/EWR- 
Staaten in Euro. 


Zahlungsempfänger 


FREUNDESKR. UN E.V. 


IBAN 
DE75 1001 0010 0636 5391 01 


DE 7 51001,0 0 1 0,0 6 3 6,5 391,01 


BIC des Kreditinstituts/Zahlungsdienstleisters (8 oder 11 Stellen) 

PBNKDEFF XXX 
Betrag: Euro, Cent 
ETTU 


Kunden-Referenznummer - Verwendungszweck, ggf. Name und Anschrift des Zahlers 


BIC 
PBNKDEFFXXX 


Betrag: Euro, Cent 


Kunden-Referenznummer/Verwendungszweck 
ADR.-NR.: | | 


WOHNORT: 


Kontoinhaber/Zahler: Name 


Unterschrift(en) 


(Quittung bei Bareinzahlung) 
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Offizielle Wirtschaftsdaten 


Erwerbstätige: 
Januar 2016: 
Februar 2016: 


42,962 Millionen ” 
43,001 Millionen ” 


soz.-versich.-pfl. Beschäftigte: 
Dezember 2015: 31,160 Millionen ” 


Januar 2016: 31,007 Millionen ” 


Offizielle Arbeitslosigkeit: 
Februar 2016: 2.911.165 ” 


März 2016: 2.844.891 ” 


Leistungsempfänger: 


ALG, ALG Il und Sozialgeld 
Februar 2016: 
März 2016: 


Offene Stellen: 
Februar 2016: 
März 2016: 


Staatsverschuldung: 
2.026.847.338.686 Euro ” 


ZU/MERKEL 


r 


6.989.530 ” 
6.926.600 ” 


613.885 ” 
634.516 ” 


In der Zeit von Januar bis März 
2016 haben insgesamt 181.405 
Personen in der Bundesrepublik 
Deutschland Asyl beantragt, da- 
von 176.465 als Erstanträge und 
4.940 als Folgeanträge. Gegen- 
über dem Vergleichszeitraum im 
Vorjahr (85.394 Personen) be- 


Schuldenzuwachs pro Sekunde: 
115 Euro ? 


Schulden pro Kopf: 
06.04.2016: 


04.05.2016: 


24.878 Euro ? 
24.882 Euro ? 


® Bundesagentur für Arbeit, 4.5.2016 
2) Bund der Steuerzahler, 4.5.2016 


Für die Wahrung der Grund- und Bürgerrechte des Einzelnen, der Souve- 
ränität und Selbstbestimmung der Nationen, für das Heimatrecht der Völker 
im eigenen Land, für den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 


FÜR IHRE BESTELLUNG: 
Bitte einsenden an: UN, Postfach 101706, 46017 Oberhausen 


u Ich bitte, mir monatlich 1 - 2 - 3 - 5 - 10 Exemplar(e) der UN zuzusenden. Ich 
gehe damit kein Abonnement mit Verpflichtungen oder Kündigungsfristen ein. 
Die UN werden ehrenamtlich zu Selbstkosten erstellt (zur Zeit 1,50 Euro je 
Exemplar einschließlich Porto, ab 10 Stück 1,- Euro je Exemplar). 


U Ich bitte um eine kostenlose Probesendung verschiedener Ausgaben der UN. 
1,45 Euro Rückporto liegen in Briefmarken bei. 


Uu Ich bitte um Zusendung von Ex. der UN-Ausgabe Nr. 
mit / ohne Kostenbeteiligung (siehe oben). 


Uu Einen Kostenbeitrag in Höhe von 
scheck / in bar bei - zahle ich per Einzug - kann ich zur Zeit nicht leisten. 


Euro lege ich per Verrechnungs- 


Name/Anschrift: 


Geb. am/Beruf: Telefon: 


Ihre UN-Anschriftennummer, falls bekannt: 


(Falls Sie von uns schon Sendungen mit aufgedruckter Adresse bekommen haben, finden Sie die Nummer 
direkt über der Anrede Herrn/Frau) 


DAS LETZTE 


UN - Postfach 10 17 06 - D-46017 Oberhausen 


Motiv als Aufkleber lieferbar 


Flüchtlingszahlen steigen weiter 


deutet dies eine Erhöhung um 
112,4 Prozent. 
BMI-Pressemeldung, 8.4.2016 


Österreich vermeldet im gleichen 
Zeitraum 14.328 Asylanträge, ge- 
genüber dem Vorjahr (10.353 An- 
träge) eine Steigerung von 38,4 
Prozent. 


ERSCHEINUNGSVERMERK 


UN - Unabhängige Nachrichten 
Postfach 101706 
D-46017 Oberhausen 


Telefon: 0208 - 84 01 32 
Telefax: 0208 - 84 87 057 
E-Post: info@un-nachrichten.de 


Bankverbindung: 

FKUN e.V. 

IBAN: DE75 1001 0010 0636 5391 01 
BIC: PBNKDEFF 


Internet: 
www.un-nachrichten.de 
www.fb.com/UN.Nachrichten 


Impressum: 

Herausgeber: Freundeskreis Unabhängige 
Nachrichten e.V., Alstadener Str. 49a, 46049 
Oberhausen 

verantw. Schriftleiter: Annette Kruse 

Für unverlangt eingesandte Zuschriften wird 
keine Haftung übernommen! Alle Texte dürfen, 
möglichst mit Quellenangabe, weiterverbreitet 
werden. 

Kein gewerbliches Unternehmen. Außer Satz 
und Druck ist alle Mitarbeit ehrenamtlich. 


Keine Werbung oder Anzeigenaufnahme. 
Kein Verkauf, Kostenbeiträge sind freiwillig, 
z.Zt. entstehen Selbstkosten von etwa 

1,50 Euro je Ausgabe einschließlich Porto. 
Diese Zeitschrift wird vor dem Druck von 
Anwälten auf strafrechtliche Unbedenklichkeit 
überprüft. 


Druck: Wegeor GmbH, Alstadener Str. 49a, 46049 Oberhausen 


